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Einleitung 

Die vorliegende Schrift hat sich die Aufgabe gesetzt, zur Klärung der praxisrele-
vanten Problematik der Schätzung beizutragen. Bei dieser Abhandlung soll auch 
der Vergleich zu anderen Rechtsgebieten, insbesondere dem Verwaltungs- und Zi-
vilprozeßrecht nicht gescheut werden. 

Die Schätzung der Besteuerungsgrundlagen nimmt in der Besteuerungspraxis ei-
nen beachtlichen Raum ein. So gehen die Finanzämter immer häufiger dazu über, 
den Steuerpflichtigen durch den Erlaß eines Schätzungsbescheides zur Abgabe sei-
ner Steuererklärung zu bewegen, anstatt dieses Ansinnen mit Zwangsmitteln zu 
verfolgen. Dabei sieht die Praxis in der Regel so aus, daß die Besteuerungsgrund-
lagen an der obersten Grenze des Schätzungsrahmens im Wege einer endgültigen 
Veranlagung geschätzt werden. Wenn der Schätzungsbescheid bestandskräftig 
wird, verzichtet das Finanzamt grundsätzlich auf die Weiterverfolgung der Abgabe 
der Steuererklärung. Legt dagegen der Steuerpflichtige Einspruch gegen den 
Schätzungsbescheid ein, so ist er im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens  gezwun-
gen, die ausstehenden Steuererklärungen abzugeben. War es bis zum 31. 12. 1995 
noch möglich, die Steuererklärungen nach erfolglosem Rechtsbehelfsverfahren  im 
finanzgerichtlichen Verfahren,  also nach Klageerhebung, einzureichen und so er-
hebliche Zeitgwinne zu erzielen, so dürfte diesem Vorgehen seit dem 1. 1. 1996 
häufig die Präklusion nach § 364 b AO entgegenstehen. § 364 b AO bestimmt, daß 
die Finanzbehörde dem Einspruchsführer  eine Ausschlußfrist setzen kann, inner-
halb derer er sämtliche, zur Begründung seines Einspruchs erforderlichen  Tatsa-
chen und Erklärungen vorzutragen sowie Beweismittel vorzulegen hat. Unterläßt 
der Steuerpflichtige dies, so tritt hinsichtlich dieser Tatsachen nach § 364 b Abs. 2 
AO Präklusion ein; d. h. mit diesen Tatsachen ist der Steuerpflichtige auch im Rah-
men eines sich anschließenden Finanzgerichtsprozesses ausgeschlossen1. 

Obwohl hiernach der Schätzung der Besteuerungsgrundlagen in der Praxis eine 
erhebliche Bedeutung zukommt, ist die Schätzung in wesentlichen Bereichen nach 
wie vor umstritten bzw. ungeklärt2. So mangelt es bereits an einer einhelligen Aus-
legung des für die Schätzung grundlegenden Begriffs  der Besteuerungsgrundlagen. 
Da sowohl in der Rechtsprechung wie auch in der Literatur hierzu vielfältige An-

1 Vgl. hierzu Lieber, Präklusion im Steuerverfahren. 
2 Auch wenn während der Bearbeitung dieser Arbeit Seer die Kommentierung in Tipke/ 

Kruse zu § 162 AO von Tipke und Trzaskalik die Kommentierung in Hübschmann /Hepp/ 
Spitaler von von Wallis übernommen haben, so wird dennoch auch auf die früheren Kom-
mentierungen zurückgegriffen,  da diese für die Darstellung und Beurteilung der Probleme im 
Rahmen der Schätzung unverzichtbar erscheinen. 
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sichten vertreten werden, ist damit bereits der Gegenstand der Schätzung umstrit-
ten. Zwar wird insoweit in der neueren Literatur die Auffassung vertreten, daß die-
ser Streit um den Begriff  der Besteuerungsgrundlagen unergiebig ist, weil er in die 
falsche Richtung weist3, gleichwohl erscheint der Verfasserin eine Klärung dieses 
Begriffs  erforderlich  zu sein. 

Ausgehend von der Unsicherheit, was nun eigentlich Gegenstand der Schätzung 
sein kann, ist die Bedeutung und die Einordnung der Schätzung im Rahmen des 
Besteuerungsverfahrens  insgesamt ungeklärt. Insbesondere bedarf es der Klärung 
der beweisrechtlichen Bedeutung der Schätzung. In diesem Zusammenhang drängt 
sich auch die Untersuchung des Verhältnisses der Schätzung zur objektiven Be-
weislast auf, da diese beiden Rechtsinstitute die Rechtsfolgen gescheiterter Sach-
verhaltsermittlung bestimmen. Weiterhin stellt sich in sämtlichen vom Untersu-
chungsgrundsatz beherrschten Verfahren die Frage, was zu geschehen hat, wenn 
ein Beteiligter im Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren  seine - im Steuerrecht u. a. 
gemäß §§ 90 ff.  AO, § 76 FGO besonders umfassenden - Mitwirkungspflichten an 
der Aufklärung des entscheidungserheblichen Sachverhalts verletzt. Insoweit be-
darf es zunächst der Prüfung, welche Auswirkungen die Pflichtverletzung auf den 
Umfang der Amtsermittlungspflichten seitens Behörde und Gericht hat. Desweite-
ren ist zu untersuchen, wie in der Sache selbst zu entscheiden ist, wenn der Sach-
verhalt aus tatsächlichen und rechtlichen Gründen nicht zweifelsfrei  aufgeklärt 
werden kann. Schließlich bedarf es auch einer Klärung, welche Methoden zur Ver-
wirklichung der Schätzung zur Verfügung stehen. 

Ursprünglich bedeutete das Verb „schätzen", Geld sammeln oder einen Schatz 
anhäufen und im übertragenen Sinne nach Wert oder Zahl veranschlagen oder 
den Wert oder Preis von etwas bestimmen4. Schätzen signifiziert heute allge-
mein, „Größe, Alter, Wert, Maß oder ähnliches ungefähr zu bewerten bzw. fest-
zulegen versuchen"5. Der Begriff  der steuerlichen Schätzung ergibt sich aus einer 
Gegenüberstellung zu den ebenfalls steuerlichen Begriffen  „Ermitteln" und „Be-
rechnen". Zunächst sind Besteuerungsgrundlagen zu ermitteln oder zu berechnen. 
Das Ergebnis der Ermittlungen bzw. Berechnungen sind exakte Feststellungen. 
Erst wenn diese Ermittlungen und Berechnungen nicht zum Ziel führen, ist zu 
schätzen. Das Ergebnis einer solchen Schätzung ist daher lediglich ein Wahr-
scheinlichkeitsschluß6. Demnach bedeutet Schätzung i. S. d. § 162 AO, daß aus 
Indizien eine Schlußfolgerung in der Weise gezogen wird, daß die Besteuerungs-
grundlagen der größtmöglichen Wahrscheinlichkeit der Besteuerung zugrunde 
gelegt werden7. 

3 Vgl. z. B. Seer in Tipke/Kruse, 86. EL., § 162 AO Tz. 3. 
4 So Weber-Grellet, StuW 1981,48 (56) m. w. N. 
5 Duden, Bedeutungswörterbuch. 
6 Vgl. von Wallis in Hübschmann/Hepp/Spitäler, 154. EL.; § 162 AO Rz. 5;. 
7 Vgl. BFH BStBl. III 1967, 686 (687); II 1977, 260 (261); II 1982, 409 (411); II 1985, 

354 (358). 
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Die Schätzung ist ein Urelement der Besteuerung8. Insbesondere der französi-
schen Sprache ist zu entnehmen, wie sehr die Schätzung dem Steuerbegriff  imma-
nent ist9. So bedeutet das Wort „taxe" einerseits Steuer, andererseits Schätzung 
bzw. Wertschätzung. Das entsprechende Verb „taxer" ist mit schätzen, abschätzen, 
einschätzen, wertschätzen zu übersetzen. Darüber hinaus hat es die Bedeutung von 
veranlagen und mit einer Steuer belegen. „Taxation" bedeutet Schätzung, Ein-
schätzung, Wertermittlung, Bewertung und Steuerveranlagung. 

Auch dem schweizerischen Steuerrecht läßt sich die enge Verknüpfung der Be-
griffe  Schätzung und Steuer entnehmen10. So werden dort das Veranlagungsverfah-
ren als Einschätzungsverfahren,  die Besteuerungsgrundlagen als Einschätzungs-
grundlagen, die Steuerveranlagung als Einschätzung und die Finanzämter als Ein-
schätzungsbehörden bezeichnet. Die dem deutschen Steuerrecht entsprechende 
Schätzung i. S. d. § 162 AO heißt Ermessenseinschätzung. 

Dagegen differenziert  der englische Sprachraum wie das deutsche Steuerrecht 
zwischen den beiden Begriffen.  So wird die Besteuerung als solche mit dem Begriff 
„taxation" bezeichnet, während die Schätzung als solche „estimation" bedeutet. 

Auch der Geschichte läßt sich die Bedeutung der Schätzung entnehmen, da sie, 
seitdem es überhaupt Besteuerung gibt, fester Bestandteil der Besteuerungspraxis 
ist. So haben sich bereits Maria und Josef aufgemacht, um sich schätzen zu lassen, 
wie jedermann geschätzt wurde11. Solange es nicht möglich war und es auch nicht 
der Besteuerungspraxis entsprach, Besteuerungsgrundlagen wertmäßig genau zu 
ermitteln, kam der Schätzung noch eine weitaus größere Bedeutung zu, als es in 
diesem Jahrhundert der Fall ist. In der Vergangenheit bestand die Besteuerungspra-
xis weitestgehend aus Schätzungen. Dies wird auch durch die alte Bezeichnung 
der Besteuerung als „Schätzung" belegt12. In der jüngeren Vergangenheit und in 
der Gegenwart ist der Anwendungsbereich der Schätzung infolge der Entwicklung 
der Steuertechnik zwar zurückgetreten, jedoch noch immer von großer Bedeutung. 

Maßgebend für die Entwicklung des Besteuerungsverfahrens  war insbesondere, 
daß die Offenbarungspflichten  der Steuerpflichtigen immer weiter ausgedehnt wur-
den13. So hielt man eine Verpflichtung zur Offenlegung der für die Besteuerung 
maßgebenden Verhältnisse bis zur zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts für weitge-
hend unzulässig. Demnach mußten die Steuerbehörden nach dem preußischen 
Steuerrecht von 1820 die Steuern noch aufgrund der zutage liegenden Umstände 

8 Bettermann, 46. DJT, Bd. II, S. E 28 f. 
9 So zutreffend  von Tipke, VerwArchiv Bd. 60 (1969), 136 (139) festgestellt. 
10 Vgl. Tipke, a. a. O. (Fn. 9). 
11 Lukas Evangelium, Kapitel 2 Vers 1-5 (Die Bibel nadh der Übersetzung Martin Lu-

thers); vgl im übrigen Pausch, Steuerkuriosa seit Menschengedenken, S. 32; sowie ausführ-
lich hierzu Meincke, DB 1982, 1 ff.  und Flohr, BB 1983,657 ff. 

12 Vgl. Riewald in Becker/Riewald/Koch, RAO, 1951, § 217 RAO Anm. 1. 
13 Vgl. Cordes, Untersuchungen über Grundlagen und Entstehung der RAO vom 23. De-

zember 1919, S. 180. 


